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L Ä N D E R B E R I C H T  

 

Gedenktag 18. März – die Ukraine vier 
Jahre nach der Annexion der Krim 

Das Datum der Präsidentschaftswahlen in 
Russland wurde nicht zufällig auf den 18. 

März gelegt. Für Präsident Wladimir Putin 
hat es einen hohen symbolischen Wert. 
Soldaten der Russischen Föderation be-

setzten in der Nacht vom 26./27. Februar 
2014 die Krim, wenige Tage nach der 
Flucht des ukrainischen Präsidenten Ja-

nukowitsch aus Kiew und dem Ende der 
Olympischen Winterspiele in Sotschi. Be-
reits am 16. März hielten die neu einge-

setzten Machthaber auf der Krim ein eilig 
fabriziertes Referendum mit dem Ziel ei-
nes Anschlusses der Halbinsel an Russ-

land ab. Am 18. März wurde die Annexion 
offiziell vollzogen. Kurz danach besetzten 
Separatisten Teile der Ostukraine, im 

Sommer 2014 intervenierten Truppen der 
russischen Armee und schufen so eine 
neue Grenze, die sogenannte Kontaktlinie 

zwischen dem von der Ukraine kontrollier-
ten Teil und den besetzten Gebieten. Bis 
heute kann der Friedensprozess im Osten 

des Landes kaum sichtbare Erfolge ver-
zeichnen.  Parallel dazu wird die Krim als 
starke Militärbasis in der Schwarzmeerre-

gion ausgebaut. Die Ukraine hat in den 
letzten vier Jahren trotz dieser bedrohli-
chen Konfliktsituation die größten Refor-

manstrengungen seit der Unabhängigkeit 
des Landes unternommen. Sie rückt mit 
großen Schritten hin zur Europäischen 

Union. 

Verletzung ukrainischen und internati-
onalen Rechts auf der Krim 

Mit der Annexion der Ukraine verstieß der 
Kreml nicht nur gegen das Gewaltverbot1 – 

                                                   

1 Artikel 2(4) der Charta der Vereinten Nationen 
besagt: „Alle Mitglieder unterlassen in ihren inter-

das oberste Gebot des Völkerrechts -, ge-
gen die Helsinki Schlussakte und den rus-
sisch-ukrainischen Freundschaftsvertrag, 
sondern auch gegen das Versprechen im 
Budapester Memorandum 1994, die Gren-
zen der Ukraine zu respektieren und von 
jeglicher Form von Gewaltanwendung gegen 
die territoriale Integrität oder politische Un-
abhängigkeit der Ukraine abzusehen. An 
dem Vorgehen auf der Krim lässt sich able-
sen, wie international geltendes Recht auch 
nach der Annexion missachtet wird. Obwohl 
die Generalversammlung der Vereinten Na-
tionen bereits mehrere Resolutionen verab-
schiedet hat, um internationalen Missionen 
zur Überwachung der Einhaltung der Men-
schenrechte und nichtstaatlichen Menschen-
rechtsorganisationen ordnungsgemäßen und 
uneingeschränkten Zugang zur Krim zu ge-
währleisten, wehrt sich die Russische Föde-
ration bis heute dagegen. Der Menschen-
rechtsbericht der Vereinten Nationen doku-
mentierte wie jedes Jahr auch im Herbst 
2017 wieder Fälle von Misshandlungen, Fol-
ter und willkürlichen Festnahmen.2  Nach 
wie vor werden vor allem ethnische Krimta-
taren unter Druck gesetzt.3 Laut der Nicht-
regierungsorganisation Krim SOS gibt es 

                                                                

nationalen Beziehungen jede gegen die territoriale 
Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit 
eines Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen 
der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung 
oder Anwendung von Gewalt“. 
2 Office of the United Nations High Commissioner 
for Human Rights: Situation of human rights in 
the temporarily occupied Autonomous Republic of 
Crimea and the city of Sevastopol (Ukraine), 
25.09.2017. 
http://www.ohchr.org/Documents/Countries/UA/C
rimea2014_2017_EN.pdf [14.03.2018]. 
3 Amnesty International Report 2017/18: The 
state of the world's human rights: 22.02.2018 
https://www.amnesty.org/en/documents/POL10/6
700/2018/En/ [14.03.2018]. 
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aktuell 76 politisch motivierte Strafverfah-
ren auf der Krim, mehr als 50 Menschen sit-
zen deshalb im Gefängnis. Aber nicht nur 
die Menschenrechtslage ist im Fokus. Die 
Verletzung von internationalem Seerecht, 
Luftfahrtverträgen und Eigentumsrechten 
beschäftigt seitdem die Gerichte. 

Im Osten kein Frieden in Sicht 

Die Beobachtermission SMM („Special Monito-

ring Mission“) der Organisation für Sicherheit 

und Zusammenarbeit in Europa verzeichnet 

weiterhin täglich Verstöße gegen die Waffenru-

he. In einem Interview erläutert der Vize-Chef 

der Mission Alexander Hug: „Die Lage ist insta-

bil und unberechenbar. Die Seiten stehen ei-

nander viel zu dicht gegenüber, sie haben sich 

im letzten Jahr sogar noch weiter auf die Kon-

taktlinie zubewegt“4. Ein Abzug der schweren 

Waffen ist nicht erfolgt und die Bewohner lei-

den unter den schwierigen Lebensbedingungen 

in und nahe dem Gebiet der Kontaktlinie – 

2017 wurden 86 Zivilisten getötet und 393 ver-

letzt. Die Versorgung des Donbas durch huma-

nitäre Organisationen ist schwierig aufgrund 

der schlechten Infrastruktur und der akuten 

Gefahrenlage. Trotzdem leben nach wie vor 

3,4 Millionen Menschen in den Gebieten ohne 

ausreichende Grundversorgung und benötigen 

internationale Unterstützung und Schutz.5 

Deutschland hat im letzten Jahr mehr als 23 

Millionen Euro für Hilfsprojekte in der Region 

eingesetzt, unter anderem der Caritas, des 

Deutschen Roten Kreuzes und des Welternäh-

rungsprogramms und ist mit insgesamt 74 Mil-

lionen Euro seit 2014 der größte Geber für die 

Bewältigung der humanitären Krise in der Uk-

raine.6 

                                                   

4 Von Salzen, Claudia: Das Leid ist unsäglich. Ale-
xander Hug, Vize-Chef der OSZE-Beobachter, über 
den Konflikt in der Ostukraine. In: Tagesspiegel 
vom 24.02.2018, S. 6.   

5 United Nations Office for the Coordination of 
Humanitarian Affairs (OCHA): Four years of con-
flict in Ukraine leave 4.4 Million people in dire hu-
manitarian situation. 28.02.2018.  
https://reliefweb.int/sites/reliefweb.int/files/resou
rces/OCHA-Press%20Release%20-
%20EU%20MS%20briefing%20on%20humanitari
an%20situation%20in%20eastern%20Ukraine.pdf 
[14.03.2018]. 
6 https://www.auswaertiges-
amt.de/de/aussenpolitik/themen/humanitaerehilfe
/-/1669480 [14.03.2018]. 

Aus dem Maßnahmenpaket Minsk II, welches 

seit drei Jahren gilt und auch weiterhin gemäß 

Koalitionsvertrag der deutschen Regierung ein 

maßgebliches Instrument im Friedensprozess 

bleiben soll, wurde bisher nur sehr wenig um-

gesetzt. Mühsam vereinbarte Waffenstillstände 

hielten immer nur kurz, der letzte am 5. März 

hielt nur einen Tag, am Tag darauf starb er-

neut ein ukrainischer Soldat. Auch die interna-

tionale Diskussion um eine Friedensmission der 

Vereinten Nationen bleibt ambivalent. Ein Vor-

stoß von Präsident Poroschenko für eine UN-

Friedensmission vom Sommer 2015 blieb fast 

unbeachtet, wobei ein Vorschlag von Präsident 

Putin Ende 2017 zur Einsetzung einer interna-

tionalen Schutztruppe für die unbewaffnete 

SMM-Mission an der Kontaktlinie viel diskutiert 

wurde. Die ukrainische Regierung wäre nur mit 

einer Mission einverstanden, die auch zu den 

besetzten Gebieten im Donbas Zugang hätte 

und eine vorübergehende administrative Ver-

waltung übernähme. Russland hingegen würde 

einem solchen robusten Mandat mit administ-

rativen Aufgaben  im Sicherheitsrat der Verein-

ten Nationen nicht zustimmen. Mittlerweile hat 

sich also gezeigt, dass es zwischen diesen bei-

den Positionen kaum Schnittmengen gibt, die 

zu einer Lösung des Konflikts in absehbarer 

Zeit führen könnten.   

Der innenpolitische Kampf gegen die 
Korruption 

Eine nicht weniger große Herausforderung 
für das vom russisch-ukrainischen Konflikt 
und dem Verlust wichtiger Gebiete, Men-
schen und Ressourcen gepeinigte Land, ist 
die Umsetzung der innenpolitischen Refor-
men und die Rückgewinnung von Vertrauen 
der ukrainischen Bürger in staatliche Insti-
tutionen und die politische Elite. Ende Feb-
ruar wurde das von der Zivilgesellschaft und 
den internationalen Unterstützern lange ge-
forderte Gesetz zur Schaffung eines Anti-
Korruptions-Gerichts in der ersten Lesung 
mit 282 Stimmen verabschiedet.7 Noch ist 
das Gesetz allerdings unfertig und muss 
überarbeitet werden. Große Teile der politi-
schen Elite wehren sich in der Ukraine ge-

                                                   

7 Siehe auch: Länderbericht KAS Ukraine „Neues 
Donbas-Gesetz in Kraft“ vom 26.02.2018, abruf-
bar unter: 
http://www.kas.de/ukraine/de/publications/51629 
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gen die Ermittlungen von NABU, dem unab-
hängigen Anti-Korruptions-Büro, welches 
mit dem zu schaffenden Gericht ein wir-
kungsvolles Vollzugsorgan an seine Seite 
bekäme. Präsident Poroschenko beeilte sich 
daher auch gleich in einem Interview ge-
genüber der Financial Times zu versichern, 
dass man den internationalen Unterstützern 
keine Entscheidungsgewalt über die Ausge-
staltung des Gesetzes geben werde, ledig-
lich eine Beratungsfunktion.8 Damit reagier-
te er direkt auf die anhaltende Kritik, unter 
anderem der Venedig-Kommission des Eu-
roparats, des ukrainischen NGO-
Zusammenschlusses „Reanimation Package 
for Reforms“ und des Internationalen Wäh-
rungsfonds, welche zur Überarbeitung des 
Entwurfs aufriefen und insbesondere darauf 
hinweisen, dass die Nominierung von Rich-
tern durch internationale Experten erfolgen 
müsse um tatsächliche Unabhängigkeit zu 
gewähren.  

Der Internationale Währungsfonds wird die 
nächste Tranche aus dem Gesamtpaket von 
17,5 Milliarden USD nicht überweisen bis zu 
der Etablierung eines Gerichtshofs, der allen 
Kriterien entspricht. Die Ukrainer halten die 
Anti-Korruptions-Reform mittlerweile für die 
wichtigste Reform (60 %). Gleichzeitig sind 
86 % der Bevölkerung der Meinung, dass 
die Bekämpfung der Korruption im letzten 
Jahr erfolglos war.9 Die adäquate Ergänzung 
dieses Gesetzes sollte also eine Priorität der 
Regierung sein, nicht nur um den internati-
onalen Geldgebern Rechenschaft abzulegen, 
sondern auch für die Überzeugung der ukra-
inischen Bevölkerung.   

Annäherung an EU und NATO Wahl-
kampfthema für Regierungsparteien 

Präsident Poroschenko und seine Regierung 
setzen weiter auf die Euroatlantische In-
tegration der Ukraine. Durch eine Roadmap 
zur Umsetzung des Assoziierungsabkom-

                                                   

8 Roman Olearchyk: Poroshenko fends off IMF 
demands for anti-corruption court. In: Financial 
Times online 06.03.2017.  
https://www.ft.com/content/752e5a0e-1e2d-
11e8-956a-43db76e69936 [14.03.2018]. 
9 http://dif.org.ua/article/reformi-v-ukraini-
nedoroblene-i-nedovikonane [14.03.2018]. 

mens mit der EU vom 22. Februar einerseits 
und einer Annäherung an die Standards der 
NATO andererseits. Neu ist dabei der Vor-
stoß, die europäische und euroatlantische 
Integration in der ukrainischen Verfassung 
zu verankern. Seit dem 10. März wird die 
Ukraine auch auf der Website der NATO of-
fiziell als ein Land aufgeführt, dass die Mit-
gliedschaft in der NATO anstrebt.10 Die Be-
völkerung steht momentan beiden Instituti-
onen sehr positiv gegenüber, was durchaus 
für die Präsidentschafts- und Parlaments-
wahlen im nächsten Jahr die Wahlentschei-
dung beeinflussen kann. Eine in ukraini-
schen Medien immer wieder diskutierte vor-
gezogene Wahl noch in diesem Jahr ist un-
wahrscheinlich. Laut aktuellen Umfragen 
führen die Präsidentschaftskandidaten Poro-
schenko und Timoschenko mit leichtem Ab-
stand das Tableau an. Allerdings liegt der 
Prozentsatz derjenigen Wähler, die unent-
schieden sind, bei über 50 %.  

Fazit 

Es wird erwartet, dass sich das Reformtem-
po vor den Wahlen 2019 verlangsamen 
wird, um vor allem die Bevölkerung mit 
schmerzhaften Reformen nicht in die Hände 
von Populisten zu treiben und somit wert-
volle Wählerstimmen zu verlieren. Mit der 
Verabschiedung des Gesetzes zur Schaffung 
eines Anti-Korruptions-Gerichts ist aber 
noch in diesem Jahr zu rechnen, ebenso 
wird die gesetzliche Grundlage für die Um-
setzung des Assoziierungsabkommens und 
der NATO-Standards Priorität bleiben. Die 
Ukraine orientiert sich weiter gen Westen. 
Darüber darf allerdings nicht vergessen 
werden, dass bereits 4 Jahre vergangen 
sind, ohne dass eine Lösung im russisch-
ukrainischen Konflikt in Sicht ist. Auch ist 
völlig unklar, wie die Annexion der Krim 
wieder rückgängig gemacht werden könnte. 

 

                                                   

10https://www.nato.int/cps/en/natohq/topics_492
12.htm [14.03.2018]. 
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